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1.8 Zusammenfassung  

Wir wollen mit Hilfe einer systematischen Inhaltsanalyse von verschiedenen Zeitungen 

ländervergleichend (Deutschland und Großbritannien) und zeitvergleichend (1993-

2002) untersuchen, welchen Akteuren in den Massenmedien die Verantwortung für Ent-

scheidungen, die mit der Europäischen Union in Zusammenhang stehen, attribuiert 

wird. Dabei gehen wir von folgenden Hypothesen aus: 1. Die nationalstaatlich versäulte 

Struktur von Öffentlichkeit und die strukturelle Öffentlichkeitsschwäche der EU Insti-

tutionen führen dazu, dass sich die nationalen Regierungen Erfolge selbst zuschreiben, 

Misserfolge hingegen den Institutionen der Europäischen Union zugeschrieben werden, 

was langfristig zu einer Delegitimierung der Institutionen der EU führen dürfte. 2. Wir 

vermuten, dass im Zeitverlauf (1993-2002) das Ausmaß der Schuldattribution für Miss-

erfolg an die EU-Organe schwächer geworden ist, da sich a. die Öffentlichkeitsarbeit 

der Institutionen der EU intensiviert hat und b. die europäisch arbeitenden Journalisten 

als Gegeninterpreten zu den nationalen Regierungen an Bedeutung gewonnen haben. 3. 

Wir gehen von der Hypothese aus, dass je nach ideologischer Orientierung einer Zei-
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tung die Attribuierung von Verantwortung unterschiedlich ausfällt. 4. Schließlich gehen 

wir von der Vermutung aus, dass in Ländern, die durch eine EU-kritische Haltung ge-

kennzeichnet sind, die Schuldattribution für Misserfolg an die Institutionen der EU hö-

her sein wird als in Ländern, die eher EU-freundlich orientiert sind.  

2. Stand der Forschung, eigene Vorarbeiten 

 

2.1 Stand der Forschung 

Zu den Forschungsfragen, die in dem beantragten Projekt behandelt werden sollen, lie-

gen nach unserer Kenntnis des Literaturstandes keine unmittelbaren Forschungsergeb-

nisse vor. Allerdings können wir mit unserem Forschungsdesign an Fragestellungen und 

Erkenntnisse anknüpfen, die in benachbarten Forschungsgebieten behandelt wurden und 

werden. 

2.1.1 Attributionsforschung 

Die „Attribution von Verantwortung“ ist ein vorwiegend in der Sozialpsychologie un-

tersuchter Gegenstand mit einer mittlerweile kaum zu überschauenden Anzahl theoreti-

scher und empirischer Arbeiten (als Überblick vgl. Ficham und Hewstone 2002; 

Försterling und Stiensmeier-Pelster 1994). Dabei steht die Frage im Mittelpunkt, ob ein 

Akteur die Ursache eines Handlungsergebnisses in seiner Person sieht, also von ihm 

intendiert wurde (Selbstzuschreibung des Handlungsergebnisses) oder durch äußere 

Umstände und situative Gegebenheiten erzwungen sieht (Fremdzuschreibung des Hand-

lungsergebnisses). Ergebnisse aus Untersuchungen zu individueller Leistungsmotivation 

belegen, dass Attributionsverhalten zwischen verschiedenen Charaktertypen variiert, in 

der Tendenz aber die Akteure sich Erfolge selbst zuschreiben, während Misserfolge auf 

widrige Umstände zurückgeführt werden. 

In der Kommunikations- und Medienwissenschaft werden unter Anwendung sozialpsy-

chologischer Attributionstheorien massenmedial vermittelte Diskussionen und Inter-

pretationen von Wahlergebnissen (vgl. Tennert und Stiehler 2001; Stiehler 2000; 

Försterling 2000; Stiehler und Marr 1996; Försterling und Groeneveld 1983) und 

Sportergebnissen (vgl. Stiehler und Marr 1995; Möller 1993) untersucht. Die dabei im 

Vordergrund stehenden Zuschreibungen der Ursachen und Verursacher von Erfolg resp. 
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Misserfolg ergeben sich, so Stiehler (2000: 106ff.), aus der Interpretationsbedürftigkeit 

der Ergebnisse. Dabei zeigen die o.a. Inhaltsanalysen, dass die in den Medien darge-

stellten Akteure Erfolg und Misserfolg nach den gleichen, aus sozialpsychologischen 

Experimenten bekannten Mechanismen attribuieren, beispielsweise eine Wahlnieder-

lage auf die widrigen Umstände und den Wahlsieg auf die eigene Kompetenz.1 Versu-

che, die massenmediale Attribution von Verantwortung im Hinblick auf das Handeln 

der Institutionen der EU zu analysieren liegen nicht vor, obwohl das Phänomen der 

Fremdattribution von politischem Misserfolg auf die EU durchaus als mögliches struk-

turelles Problem benannt wurde (Gramberger und Lehmann 1995: 195f.). Im Blickfeld 

von Inhaltsanalysen der EU-Nachrichtenberichterstattung stehen allenfalls Bewertungen 

der Europäischen Union und ihrer politischen Entscheidungen durch die einzelnen Mit-

gliedsländer (zur EU-Darstellung im Ländervergleich, vgl. Peter 2003; de Vreese 2001; 

de Vreese et al. 2001). Die dabei häufig festgestellte negative Bewertung der EU hat 

Überlegungen und Studien angeregt, die sich mit den Effekten einer negativen Darstel-

lung der EU beschäftigen (vgl. Norris 1999; zur Untersuchung der Folgen der Medien-

berichterstattung auf die Bevölkerungseinstellungen am Beispiel der Einführung des 

Euros, vgl. Maier et al. 2002).  

2.1.2 „Framing“-Forschung 

Fragen der Attribution von Verantwortung in und durch die Medien werden mittelbar 

noch in einem anderen und weiteren Forschungskontext behandelt. Innerhalb des Fra-

ming-Konzepts werden Zuschreibungsprozesse als Elemente eines umfassenderen sozi-

alen Konstruktions- bzw. Rahmungsprozesses verstanden. Wenngleich der Begriff 

„Framing“ in verschiedenen Disziplinen auf sehr unterschiedliche Gegenstände und 

Dimensionen bezogen und daher unterschiedlich verwendet wird,2 liegt ihm die An-

nahme zugrunde, dass Realitätswahrnehmung sozial konstruiert ist. Nach Goffman 

(1977) wird unter einem sozialen Rahmen (frame) ein bestimmtes Wahrnehmungsmus-

                                                 
1 Ein weiteres daran geknüpftes Forschungsinteresse, das für unser Projekt allerdings nur von 
nachgeordneter Relevanz ist, liegt in der Frage nach den Effekten der durch die Massenmedien 
vermittelten Attributionen auf die Zuschauer. Stiehler/Marr (1995) vergleichen beispielsweise auf der 
Grundlage von Rezipientenbefragungen, inwieweit die Zuschauer die durch die Medien angebotenen 
Interpretationen übernehmen. Dass dies insbesondere bei Fernsehzuschauern tatsächlich der Fall war, 
deuten sie als kurzfristige Medieneffekte. 
2 Einen guten Überblick über eine Vielzahl von Studien aus den Bereichen der Neuen sozialen Bewegun-
gen, der (Öffentlichkeits-)Soziologie und der Kommunikations- und Medienwissenschaft gibt Scheufele 
(1999). 
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ter verstanden, mit dem Ereignisse und Sachverhalte als Informationen geordnet und 

verarbeitet werden können. Mit dem Framing geht die Betonung bestimmter Aspekte 

der Ereignisse bei gleichzeitiger Vernachlässigung anderer einher, was zu einer spezifi-

schen Interpretation führt. Das Thema „Attribution von Verantwortung“ wird im 

Kontext von zwei Framing-Ansätzen diskutiert:  

1. In der Tradition der Bewegungsforschung wird Framing als Mobilisierungsstrategie 

von Protestakteuren verstanden (vgl. Snow et al. 1986; Snow und Benford 1988; Ger-

hards und Rucht 1992). Man nimmt an, dass eine der Bedingungen für eine erfolgreiche 

Mobilisierung im übereinstimmenden Framing, also einer identischen Deutung von 

Sachverhalten durch die Protestakteure der sozialen Bewegung liegt. Um dieses Ziel zu 

erreichen, handeln Protestakteure strategisch, indem sie durch entsprechende Framing-

prozesse einen gemeinsamen Deutungsrahmen entwickeln. Diese Strategien umfassen 

die Definition eines Sachverhaltes als Problem, die Identifikation von Ursachen und 

Verursachern sowie von Adressaten zur Problemlösung, die Deutung von Erfolg der 

Zielsetzung und schließlich die Selbstlegitimation der Protestakteure (vgl. Gerhards 

1992; 1993b; McAdam 1994). Um ausreichende gesellschaftliche Resonanz zu erzeu-

gen, bedienen sich Protestakteure in der Regel massenmedialer Kommunikation. Daher 

setzen empirische Framing-Analysen oft an den Inhalten der Medienberichterstattung an 

(Gamson und Modigliani 1989; Gamson und Stuart 1992; Gerhards et al. 1998; Ferree 

et al. 2002).  Attributionsprozesse werden aber empirisch in den erwähnten Studien 

nicht detailliert untersucht.  

2. Kommunikationswissenschaftliche Studien das Framing rücken Journalisten als ei-

genständige Deutungsakteure in den Untersuchungsfokus, da diese durch Auswahl und 

Darstellungsweise der zu berichtenden Ereignisse – bewusst oder unbewusst – be-

stimmte Deutungen nahe legen können. Das Framing von Medieninhalten dient dem-

nach als Erklärungskonzept für die Nachrichtenselektion und Nachrichtenstrukturierung 

von Journalisten (vgl. Scheufele und Brosius 1999; Brosius und Eps 1993). Journalis-

ten, so die Annahme, wählen Ereignisse, die sich in einen bestimmten Bezugsrahmen 

einfügen lassen und betonen Ereignisaspekte, die den dominanten Merkmalen des Be-

zugsrahmens entsprechen. Anhand ihrer Untersuchungen zeigen die Autoren eine rela-

tive Stabilität der journalistischen Frames, verweisen aber auch darauf, dass sie sich 
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unter dem Einfluss von Schlüsselereignissen verändern können.3 Inwieweit mit be-

stimmten Deutungsrahmen auch Zuweisungen von Verantwortlichkeit verbunden sind, 

wurde nicht untersucht. Die Studie von Iyengar (1991) nimmt eine Sonderstellung ein, 

da sie das Framing in den Medien mit der Verantwortungsattribution der Zuschauer 

verbindet. Iyengar belegt, dass unterschiedliche journalistische Darstellungsweisen, 

nämlich die Präsentation von Ereignissen innerhalb episodischer oder thematischer 

Rahmen, einen systematischen Einfluss auf die Art und Weise der Verantwortungszu-

schreibung durch die Rezipienten haben. 

2.1.3 Forschungen im Bereich europäische Öffentlichkeit 

Das beantragte Forschungsprojekt tangiert weiterhin Forschungsarbeiten, die im Be-

reich „europäische Öffentlichkeit“ zu lokalisieren sind. Die Frage nach der Entstehung 

einer europäischen Öffentlichkeit schien bis vor kurzem ein empirisch vernachlässigtes 

Forschungsfeld zu sein, sieht man von der Analyse der Medienberichterstattung über 

Wahlkämpfe zum Europäischen Parlament einmal ab (z.B. Schulz 1983; Leroy und 

Siune 1994; Kevin 2001). Allerdings hat sich diese Situation unlängst verändert: So gibt 

es nach unserer Kenntnis vier laufende Projekte, die in der Nachbarschaft zu dem hier 

beantragten Projekt lokalisiert sind, allerdings nicht die gleiche Forschungsfrage wie 

wir analysieren.4 Alle vier Projekte behandeln mit unterschiedlicher theoretischer und 

empirischer Akzentsetzung die Frage der Entstehung einer europäischen Öffentlichkeit. 

Bernhard Peters (Universität Bremen) leitet ein Projekt in dem gerade genehmigten 

Sonderforschungsbereich „Staatlichkeit im Wandel“ zum Thema „Transnationalisierung 

von Öffentlichkeit und ihre Bedeutung für politische Ordnungen am Beispiel der EU“ 

(Peters 2002). In dem Projekt soll die Entwicklung einer europäischen Öffentlichkeit in 

fünf Ländern zwischen 1985 und 2005 rekonstruiert und die hemmenden und 

fördernden Bedingungen der Entstehung einer europäischen Öffentlichkeit beschrieben 

werden. Theoretisch gesteuert wird das Projekt durch Bezugnahme auf Vorstellungen 

einer deliberativen Öffentlichkeit (Peters 1999; 1994). Theoretisch ähnlich 

anspruchsvoll ist ein von Klaus Eder (Humboldt-Universität Berlin) geleitetes Projekt 

mit dem Titel „Transnationale Öffentlichkeit und die Strukturierung politischer Kom-

                                                 
3 Zur Frage nach Framing-Effekten, also der Übernahme von Medienframes durch die Rezipienten, vgl. 
Brosius/Eps (1995). 
4 Drei der Projekte sind dem Antragsteller recht gut bekannt, weil er entweder als Gutachter oder als 
„Discussant“ bei der Vorstellung der Projekte tätig war.  
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munikation in Europa“ (Eder et al. 2000;  vgl. die verschiedenen Vorarbeiten der Grup-

pe: Eder et al. 1998; Eder und Kantner 2000; Eder und Trenz 2001). Eder et al. sprechen 

von einer europäischen Öffentlichkeit dann, wenn zur gleichen Zeit die gleichen The-

men diskutiert und die Themen unter den gleichen Relevanzgesichtspunkten verhandelt 

werden. Ob und in welchem Maße dies der Fall ist, wollen sie durch eine Medienana-

lyse im Ländervergleich herausfinden. Ruud Koopmans (WZB) leitet ein von der EU 

finanziertes Projekt mit dem Titel  „The Transformation of Political Mobilization and 

Communication in Europe“ (Koopmans und Statham 2001; Koopmans 2001). Ebenfalls 

im Mehrländervergleich (sieben Länder) versucht die Gruppe für sechs Politikfelder die 

Entwicklung einer europäischen Öffentlichkeit zu analysieren. Neben einer Analyse von 

Medienkommentaren und einer Internetanalyse liegt das Hauptaugenmerk der Studie 

auf einer medialen „Claims-Analyse“. Im Zentrum stehen die Fragen:  a. welche 

kollektiven Akteure formulieren b. wie, c. an welchen Adressat gerichtet, d. welche 

Forderung mit e. welcher Begründung. Da die Autoren im Hinblick auf alle genannten 

Dimensionen verschiedene Ebenen (national/europäisch/international) unterscheiden, 

werden sie in der Lage sein, den Grad und die Entwicklung einer europäischen 

Öffentlichkeit zu beschreiben. Schließlich führt Jochen Peter (Amsterdam) eine Analyse 

der Fernsehberichterstattung über Europa in privaten und öffentlich-rechtlichen 

Sendeanstalten in fünf verschiedenen Ländern durch (Peter 2003; Peter und Vreese 

2003; de Vreese 2001; de Vreese et al. 2001). Ziel dieser Studie ist es, die Menge und 

die Art der Berichterstattung über die EU zu beschreiben und Länderunterschiede zu er-

klären.   

Das hier beantragte Projekt hat mit den vier erläuterten Projekten gemeinsam, dass es 

ebenfalls in dem allgemeinen Rahmen „Entstehungsbedingungen einer europäischen 

Öffentlichkeit“ zu platzieren ist. Wir konzentrieren uns aber auf eine spezielle, für die 

Legitimation der europäischen Institutionen wahrscheinlich entscheidende Frage, die 

von den vier Projekten nicht behandelt wird: Die mediale Konstruktion von Verant-

wortung. Zudem scheint unser Vorgehen in einem höheren Maße hypothesentestend an-

gelegt zu sein.  
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2.2 Eigene Vorarbeiten 

Die Arbeitsgruppe, die das Projekt durchführen will, besteht aus dem Antragsteller (1), 

Herrn Dr. Jochen Roose, Assistent am Lehrstuhl (2) und einer über das Projekt zu 

finanzierenden wissenschaftlichen Mitarbeiterstelle.  

1. Für das hier beantragte Projekt sind zwei Forschungsbereiche des Antragsstellers von 

Relevanz:  

a. Der Antragsteller hat mehrere Arbeiten zur Frage der Entstehung einer europäischen 

Öffentlichkeit vorgelegt (1993a; 1993c; 2000; 2002). Deren Ziel bestand zum einen 

darin, verschiedene Modellvorstellungen einer europäischen Öffentlichkeit theoretisch 

zu unterscheiden und die normativen Grundlagen dieser Modellvorstellungen zu rekon-

struieren. Weiterhin wurde versucht, die Entwicklung einer europäischen Öffentlichkeit 

im Zeitverlauf empirisch zu beschreiben. Die Analysen zeigen, dass es im Zeitverlauf 

eine Europäisierung der Volkswirtschaft und der Politik gibt, die massenmediale Öf-

fentlichkeit aber weitgehend nationalstaatlich verhaftet bleibt; über andere Staaten und 

über Europa wird in der medialen Öffentlichkeit der Bundesrepublik im Zeitverlauf 

nicht zunehmend mehr berichtet, europäische Institutionen spielen als mediale Sprecher 

kaum eine Rolle.  

b. Der Antragsteller verfügt über einschlägige Erfahrungen in der Durchführung von 

Analysen von öffentlichen Debatten mit dem Instrumentarium der Inhaltsanalyse (z.B. 

Gerhards 1993b; Gerhards und Rössel 1999a). Dabei standen Analysen von Deutungs-

mustern im Zentrum der Analysen (z. B. Gerhards 1993b; Gerhards und Rucht 1992), 

wobei Verantwortungsattribution ein Aspekt dieser Deutungsmuster ist (Gerhards 

1992). Der Antragsteller verfügt weiterhin über Erfahrungen in der komparativen 

Forschung, vor allem auch in der Inhaltsanalyse von medialen Debatten im Länderver-

gleich. In einem von der National Science Foundation und der Thyssen-Stiftung finan-

zierten Projekt wurden die öffentlichen Debatten über die Abtreibungsregelung in 

Deutschland und USA analysiert (vgl. Ferree et al. 2002; Gerhards 1997). Methodisch 

aufwendig wurde in diesem Projekt versucht, die Deutungsmuster der Debatte mit Hilfe 

einer systematischen Inhaltsanalyse zu rekonstruieren (zu den Methoden vgl. Gerhards 

und Lindgens 1995; Gerhards 2003). Weiterhin führt der Antragsteller derzeit ein 

Projekt zum Thema „Mediale Diskurs über Humangenomforschung in der Bundesrepu-

blik Deutschland und den USA im Vergleich“ durch (gefördert durch das 

Bundesministerium für Bildung und Forschung). Auch in diesem Projekt wird mit einer 
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ländervergleichenden, systematischen Inhaltsanalyse zur Erfassung von 

Deutungsmustern gearbeitet.  

2. Die Forschungserfahrungen von Dr. Jochen Roose sind unter methodischen und in-

haltlichen Gesichtspunkten für das beantragte Projekt relevant. Methodisch hat Dr. 

Roose einerseits Erfahrungen in der international vergleichenden systematischen 

Inhaltsanalyse gesammelt. Von 1998-2001 war er Mitarbeiter im EU-vergleichenden 

Forschungsprojekt "Transformation of Environmental Activism" und hat in diesem 

Zusammenhang an der Protestereignisanalyse (auf der Basis von Zeitungsartikeln) im 

deutschen Teilprojekt gearbeitet (vgl. zu dem Projekt u.a. Rucht und Roose 2001; Rucht 

und Roose 2003; Rootes 1999). In einer früheren Arbeit hat Roose eine Framing-

Analyse des öffentlichen Diskurses zur Wirkung und Eindämmung von Gewalt in 

Medien durchgeführt (Roose 1997), in der die Frage der Verantwortungsattribution mit 

im Zentrum stand. Inhaltlich ist die Arbeit zur Europäisierung von nationalen 

Umweltorganisationen in Deutschland und Großbritannien einschlägig (Roose 2003a; 

Roose 2003b).  

3. Ziele und Arbeitsprogramm 

 

3.1 Ziele des Projekts 

Die Staaten der EU haben bekanntermaßen einen Teil der nationalen Souveränitätskom-

petenzen auf die EU übertragen, die Nationalstaaten und die Bürger sind den Beschlüs-

sen der EU unmittelbar unterworfen, Europarecht bricht nationales Recht; die Kommis-

sion überwacht die Implementierung der Beschlüsse und der Europäische Gerichtshof 

kann die Mitgliedsstaaten bei Nichtbefolgung sanktionieren (Art. 266ff, EG-Vertrag, 

vgl. auch z.B. Nugent 1999: 262ff). Das Ausmaß der Delegation von Souveränitätsrech-

ten von den Mitgliedstaaten auf die EU hat sich im Zeitverlauf kontinuierlich erhöht; 

dies zeigen verschiedene empirische Messungen (Schmitter 1996: 25; Wessels 1997: 

267; Beisheim et al. 1999: 327ff; Gerhards und Rössel 1999b; Zürn 1998). Die Entste-

hung eines europäischen Souveräns wird nicht oder nicht ausreichend begleitet durch 

die Entstehung einer europäischen Öffentlichkeit. Obwohl allgemein verbindliche Ent-

scheidungen immer häufiger nicht von den Nationalstaaten, sondern von der EU gefällt 

werden, bleibt die Berichterstattung der Öffentlichkeit meist nationalstaatlich verhaftet 
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(Gerhards 1993c; Gerhards 2000; Peter und de Vreese 2003; zu den kulturellen Ursa-

chen auch Jarren 1999: 234), auch wenn sich dies jüngst etwas verändert hat (Offerhaus 

2002). Damit ergibt sich aber eine Inkongruenz zwischen einer Europäisierung der 

politischen Entscheidungen einerseits und einer medialen Darstellung und Vermittlung 

europäischer Politik andererseits.  

Von dem quantitativen Ausmaß der Berichterstattung über europäische Themen und In-

stitutionen kann man die Qualität der Berichterstattung bzw. das „Wie“ der Berichter-

stattung unterscheiden. Das Konzept des „Framing“ verweist auf die soziale Definition 

inhaltlicher Dimensionen und dient der Analyse von qualitativen Darstellungsaspekten. 

Ein Teilaspekt des Framings, also der Art der Berichterstattung, bezieht sich auf die 

Attribution von Verantwortung. Die Verantwortung für gesellschaftliche Problemlagen 

und den politischen Erfolg oder Misserfolg bei ihrer Bearbeitung ist nicht naturgegeben, 

sondern wird u.a. in der massenmedialen Öffentlichkeit definiert und politischen 

Akteuren attribuiert. Wir wollen mit Hilfe einer systematischen Inhaltsanalyse von 

Tageszeitungen ländervergleichend (Deutschland, Großbritannien) und zeitvergleichend 

(1993-2002) untersuchen, wie die Rolle der EU-Institutionen, vornehmlich der 

Europäischen Kommission, bei politischen Entscheidungen in den Massenmedien inter-

pretiert und wem die Verantwortung für Entscheidungen attribuiert wird. Unsere Ana-

lyse zielt auf Attributionsmuster, die wir aufgrund von systematischen Unterschieden 

beim Zugang zu den nationalen Öffentlichkeiten vermuten. Dabei gehen wir von einer 

Reihe von Hypothesen aus, die wir im Folgenden darstellen und erläutern wollen. 

3.2 Hypothesen 

3.2.1 Strukturbedingungen der Attribution von Verantwortung an nationale 

Regierungen und die EU  

Die nationalen Regierungen sind über Wahlen an die Zustimmung ihrer nationalen 

Bevölkerungen gebunden. Sie haben daher ein Interesse, in der nationalen 

Öffentlichkeit die Verantwortung für Erfolge selbst und Verantwortung für Misserfolge 

fremd zu attribuieren. Bei Entscheidungen mit Bezug zur EU kann Fremdattribuierung 

eine Zuschreibung auf EU-Institutionen, insbesondere die EU-Kommission, bedeuten. 

Die EU-Kommission dagegen kann ihre Position und ihre Abhängigkeit von 

Entscheidungen der nationalen Regierungen nur sehr eingeschränkt darstellen, da es 

keine europäische Öffentlichkeit gibt, sondern die national versäulten Öffentlichkeiten 
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aus strukturellen Gründen von den nationalen Akteuren dominiert werden (Gerhards 

1993a; Gerhards 2000; Neidhardt et al. 2000; Sievert 1998). Die EU-Kommission ist 

damit in der Attribuierungsfrage strukturell im Nachteil.  

Unsere Ausgangshypothese ist also (H1): In der öffentlichen Darstellung von Entschei-

dungen mit EU-Bezug wird die Verantwortung für Misserfolge überwiegend der EU-

Kommission zugeschrieben. 

Auf die Dauer führt diese strukturell angelegte Konstellation, die über mehrere Politik-

bereiche wirkt, zu einer Delegitimierung der Kommission. Dies macht die Brisanz der 

Frage aus. 

3.2.2 Mögliche konkurrierende Deutungen 

Die Verantwortungsattribution erfolgt nicht nur durch die nationalen Regierungen; es 

sind auch Gegenmeinungen denkbar und wahrscheinlich. Grundsätzlich kommen eine 

Vielzahl von Akteuren in Frage, die eine konkurrierende Deutung entwerfen könnten. 

Wir wollen uns auf zwei Akteure konzentrieren, die unmittelbar in den Prozess 

involviert sind bzw. ihm am nächsten stehen: die Journalisten und die Kommission. 

Die Journalisten arbeiten bei der EU-Berichterstattung für nationale Öffentlichkeiten 

und berichten in der Regel aus einer nationalen Perspektive (Gerhards 1993c). Sie 

richten ihr Hauptinteresse auf die nationalen Akteure auf der europäischen Bühne. 

Hinzu kommt, dass insbesondere bei der Umsetzung von EU-Richtlinien in nationale 

Gesetzgebung der Bezug zu vorhergehenden Entscheidungen auf europäischer Ebene 

nicht unbedingt offensichtlich ist. Um einen solchen Zusammenhang zu erkennen, ist 

spezielles Hintergrundwissen erforderlich, was aber häufig fehlt. Dennoch besteht 

durchaus die Möglichkeit für die Journalisten, die angebotenen Deutungen zu 

hinterfragen und Gegenmeinungen darzustellen. Dies würde eine Informationsbasis 

jenseits der dominant beobachteten nationalen politischen Akteure erfordern. 

Insbesondere bei Berichten von Korrespondenten aus Brüssel, die sich auf EU-Politik 

spezialisiert haben, wäre eine solche Informationsbasis denkbar. 

Als zweiter Akteur kommt die EU-Kommission selbst in Frage. Sie hat zwar ein Inte-

resse daran, auch in den Mitgliedsländern Vertrauen zu gewinnen und sich Erfolge zu-

zuschreiben. Die Tatsache, dass die Kommissare nicht gewählt sind, macht sie aber 

strukturell öffentlichkeitsabstinent (Gerhards 1993c). Der Grad der Personalisierung der 
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Institutionen der EU in den Medien ist entsprechend sehr gering (Peter und Vreese 

2003).  

Aufgrund dieser Ausgangsposition gehen wir zunächst davon aus (H2), dass bei EU-

bezogener Berichterstattung die Zuschreibungen der Regierungsakteure dominieren 

gegenüber möglichen konkurrierenden Verantwortungszuschreibungen von EU-Kom-

mission und Journalisten. In Bezug auf die weiteren Hypothesen werden aber insbeson-

dere diese beiden Akteure, Journalisten und EU-Kommission, von Bedeutung sein.  

3.2.3 Der Zeitvergleich 

Die Delegitimierung ist nach unserer Vorstellung ein langfristiger Prozess (vgl. 3.2.1). 

Daher ist die langfristige Veränderung der dominanten Attribution von besonderem In-

teresse. Für eine Veränderung der Zuschreibungsmuster sprechen vor allem Verände-

rungen bei den Akteuren, die für Gegeninterpretationen der Verantwortung in Frage 

kommen. Die EU-Kommission hat in den vergangenen Jahren ihre Bemühungen ver-

stärkt, sich in den Mitgliedsländern darzustellen. Sie versucht, auf die Wahrnehmung 

ihrer Arbeit Einfluss zu nehmen und ihre Positionen und Erfolge selbst in den nationa-

len Öffentlichkeiten darzustellen, wenn auch bisher nur mit eingeschränktem Erfolg 

(Gramberger 1997; Meyer 1999; Tak 1999). 

Weiterhin vermuten wir Veränderungen bei den Journalisten. Die politische Bedeutung 

der EU hat in den letzten Jahren durch die Verträge von Maastricht (1992, in Kraft ge-

treten am 1.11.1993) und Amsterdam (1997, in Kraft getreten am 1.5.1999) erheblich 

zugenommen. Mit zunehmender Erfahrung in der Politikberichterstattung auf EU-Ebene 

sind Lerneffekte zu vermuten, die ein kritisches Hinterfragen von offiziellen Darstel-

lungen möglich machen (Meyer 2001; Trenz 2000). Dies dürfte insbesondere dann der 

Fall sein, wenn Journalisten für die Berichterstattung zuständig sind, die auf EU-The-

men spezialisiert sind. Meyer (2000) kann zeigen, dass die Anzahl der in Brüssel 

akkreditierten Journalisten nach Maastricht deutlich gestiegen ist.  

Wir vermuten entsprechend, dass es in der Nachfolge des Maastrichter Vertrages eine 

Zunahme von Versuchen der konkurrierenden Zuschreibung von Verantwortung gege-

ben hat und nehmen daher an (H3): Zwischen 1993 und 2002 haben konkurrierende 

Verantwortungszuschreibungen, also bei Erfolgen auch auf die EU und bei Misserfol-

gen auch auf die nationale Regierung, durch Journalisten (insbesondere den Experten 

für EU-Politik) und durch die EU-Kommission zugenommen. 
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3.2.4 Der Medienvergleich 

In der publizistischen Forschung wurde wiederholt nachgewiesen, dass die politisch- 

ideologische Ausrichtung eines Mediums seine Nachrichtenauswahl und -darstellung 

beeinflusst (Kepplinger 1989; Hagen 1992; Voltmer 1997; Altmeppen und Löffelholz 

1998; Junge 2002; für Großbritannien auch Esser 1998). Wir vermuten entsprechend, 

dass die regierungsnahen Zeitungen dazu tendieren, die Verantwortungsattribution der 

Regierung zu übernehmen; die oppositionsnahen Zeitungen dürften dagegen eher dazu 

neigen, Gegeninterpretationen der EU-Kommission aufzunehmen bzw. selbst die Ver-

antwortungszuschreibungen der nationalen Regierung in Frage zu stellen. 

Entsprechend lautet Hypothese vier (H4): Zeitungen, die der Regierung nahe stehen, 

nehmen seltener konkurrierende Deutungen der EU-Kommission auf und stellen selte-

ner die Verantwortungszuschreibung der nationalen Regierung in Frage, als Zeitungen, 

die der Opposition nahe stehen.5 

3.2.5 Der Ländervergleich 

Öffentliche Debatten sind eingebettet in die politische Kultur eines Landes. Zur politi-

schen Kultur eines Landes der EU gehören u.a. generalisierte Vorstellungen über den 

Nutzen der EU, Vorstellungen über die weitere Integration des eigenen Landes in die 

EU und die allgemeine Bewertung der Institutionen der EU. Wird der EU und ihren In-

stitutionen bereits geringes Vertrauen entgegen gebracht, erscheint die Zuschreibung ei-

nes Misserfolges an die Kommission unmittelbar einleuchtend. Negative Attributionen 

können in solchen Fällen mit hoher Resonanz rechnen.6 Werden die EU und ihre 

Institutionen dagegen grundsätzlich positiv angesehen, so können die negativen 

Zuschreibungen nicht unbedingt mit Resonanz rechnen, sie erscheinen unplausibler und 

Gegenframes dürften bessere Erfolgschancen haben. Für unsere Studie wählen wir mit 

Großbritannien ein Vergleichsland, in dem im Vergleich zu Deutschland die 

Zustimmung zur EU und das Vertrauen in ihre Institutionen seit vielen Jahren weit unter 

dem EU-Durchschnitt liegt (Europäische Kommission 2001b, sowie ältere Jahrgänge). 

                                                 
5 Alternativ wäre denkbar, dass die zeitungseigene Position zu europäischen Themen stärker ausgeprägt 
ist, als die Nähe zur jeweiligen Regierung. Wir gehen zwar von einer solchen Dominanz der Positionen 
zur EU-Politik nicht aus, können sie aber in unserer Untersuchung kontrollieren, denn in beiden 
untersuchten Ländern kam es im Untersuchungszeitraum zu einem Regierungswechsel: Großbritannien 
1997, Deutschland 1998. 
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Hypothese 5 (H5): In Großbritannien, einem Land mit vergleichsweise niedrigem Ver-

trauen in die EU, ist die Attribution von Misserfolgen an die EU-Kommission häufiger 

und konkurrierende Interpretationen der Verantwortung sind seltener als in Deutsch-

land, einem Land mit vergleichsweise hohem Vertrauen in die EU. 

3.2.6 Zusammenfassung der Hypothesen 

Der angenommene Grundzusammenhang der Attribuierung von Verantwortung an die 

EU-Kommission bei Misserfolgen (H1), der in der Öffentlichkeit gegenüber anderen 

Deutungen dominiert (H2), wird differenziert nach den drei Dimensionen: Entwicklung 

der Gegeninterpretationen (H3), der politischen Ausrichtung der Zeitungen (H4) und 

nach Ländern mit unterschiedlich hohem Vertrauen in die EU (H5). 

H1: In der öffentlichen Darstellung von Entscheidungen mit EU-Bezug wird die Ver-

antwortung für Misserfolge überwiegend der EU-Kommission zugeschrieben. 

H2: Die Zuschreibungen der Regierungsakteure dominieren gegenüber möglichen kon-

kurrierenden Interpretationen von EU-Kommission und Journalisten. 

H3: Zwischen 1993 und 2002 haben konkurrierende Verantwortungszuschreibungen, 

also bei Erfolgen auch auf die EU und bei Misserfolgen auch auf die nationale Regie-

rung, durch Journalisten (insbesondere den Experten für EU-Politik) und EU-Kom-

mission zugenommen. 

H4: Zeitungen, die der Regierung nahe stehen, nehmen seltener konkurrierende Deu-

tungen der EU-Kommission auf und stellen seltener die Verantwortungszuschreibung 

der nationalen Regierung in Frage, als Zeitungen, die der Opposition nahe stehen. 

H5:  In Großbritannien, einem Land mit vergleichsweise niedrigem Vertrauen in die 

EU, ist die Attribution von Misserfolgen an die EU-Kommission häufiger und konkur-

rierende Interpretationen der Verantwortung sind seltener als in Deutschland, einem 

Land mit vergleichsweise hohem Vertrauen in die EU. 

                                                                                                                                               
6 Zur Bedeutung der Resonanz bei Deutungsrahmen vgl. Snow/Benford (1988), Gamson (1992: 135ff) 
und 2.1.2.  
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3.3 Arbeitsprogramm  

3.3.1 Auswahl der Zeitungen 

Die öffentliche Verantwortungsattribution bei politischen Themen untersuchen wir 

durch eine Inhaltanalyse von Zeitungsartikeln. Grundlage bilden jeweils zwei nationale 

Qualitätszeitungen in Deutschland und Großbritannien. Wir wählen nationale Qualitäts-

zeitungen, da sie nach übereinstimmenden Forschungsergebnissen für die Interpretation 

nationaler und internationaler Politik eine Leitfunktion haben (vgl. zusammenfassend 

Wilke 1999). Um ermitteln zu können, ob die redaktionelle Linie einer Zeitung Einfluss 

auf die Verantwortungsattribution bei Themen mit EU-Bezug hat, wählen wir für 

Deutschland die konservative Frankfurter Allgemeine Zeitung und die liberale Süddeut-

sche Zeitung. Für Großbritannien wählen wir die konservative The Times und den links-

liberalen Guardian (zur politischen Ausrichtung dieser Zeitungen vgl. Gellner 1998). 

Alle vier Zeitungen sind ab 1993 (Süddeutsche Zeitung ab 1994) auf CD-ROM verfüg-

bar, was einen methodisch geeigneten und preisgünstigen Datenzugang ermöglicht (vgl. 

unten). 

3.3.2 Auswahl der zu analysierenden Artikel 

Die zu analysierenden Artikel aus den genannten Zeitungen sollen auf zwei Weisen 

ausgewählt werden, um unterschiedliche Aspekte der Berichterstattung über Themen 

mit Bezug zur EU abzudecken: Berichterstattung über die EU Kommission (Auswahl 

nach Stichworten) und Berichterstattung über die nationale Umsetzung von EU-Richtli-

nien.  

a. Berichterstattung über die Kommission  

Die Kommission ist die am deutlichsten supranational verfasste Institution der EU, die 

über erheblichen Einfluss verfügt. Außerdem ist die Kommission die „Hüterin der Ver-

träge“ (EG-Vertrag, Art. 211) und als solche tritt sie im Fall von Vertragsverletzungen 

durch Nationalstaaten als Gegner der nationalen Regierung in Erscheinung. Um die 

Routineberichterstattung über die Kommission zu erheben, ermitteln wir alle Artikel, in 

denen die EU-Kommission bzw. EU-Kommissare in den elektronisch erfassten Zeitun-

gen (auf CD-ROM oder im Internet) genannt werden.  

Bei einer Beschränkung auf die Berichterstattung im politischen Teil und im Wirt-

schaftsteil der Zeitungen kommen wir nach ersten Vorrecherche auf etwa 35.000 Arti-
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kel. Aus diesen Artikeln werden wir eine nach Jahren geschichtete Zufallsstichprobe 

ziehen. Die Anzahl an Artikeln darf nicht zu gering sein, damit wir Veränderungen in 

der Zeit hinreichend messen können (vgl. 3.2.5). Um diese Entwicklungen 

nachzeichnen zu können, müssen auch in den jeweiligen Unterkategorien ausreichend 

viele Fälle repräsentiert sein.  

b. Berichterstattung über EU-Richtlinien 

In einem zweiten Zugang, der quer zu der eben erläuterten Stichwort-basierten Auswahl 

liegt, wollen wir entlang politischer Themen mit EU-Bezug die Berichterstattung ver-

folgen. Warum ist dies notwendig? Eine Analyse allein auf der Basis von Artikeln, in 

denen die Kommission erwähnt wird, verpasst die Artikel, in denen der Anlass der Be-

richterstattung zwar EU-induziert ist, dies aber im Artikel deswegen nicht kenntlich 

wird, weil die nationalen Akteure sich das Thema und (in der Regel den Erfolg) selbst 

angeeignet haben. Insofern wollen wir in einer zweiten Auswahl auch die Artikel be-

rücksichtigen, in denen aufgrund der faktischen Beteiligung der EU-Kommission dieser 

Verantwortung zugeschrieben werden könnte, ohne dass es dazu kommt. Gemäß unserer 

Hypothese (insbesondere H1) würden wir in den so ermittelten Fällen vermuten, dass 

die nationalen Regierungen sich selbst Erfolge zuschreiben und die Beteiligung der EU-

Institutionen beim Zustandekommen dieser Erfolge unterwähnt bleibt.7  

Die Auswahl erfolgt entlang von ausgewählten Beschlüssen von EU-Richtlinien und ih-

rer Umsetzung in nationales Recht.8 Wir wollen für diesen Zugang Richtlinien der EU 

auswählen, die ausreichend allgemeine politische Relevanz haben, um in der Zeitungs-

berichterstattung ihren Niederschlag zu finden. Zur Bestimmung solcher Richtlinien ha-

ben wir Interviews mit Experten für unterschiedliche Politikbereiche der EU vorgese-

hen. Die Berichterstattung über die nationale Gesetzgebung, durch welche die ausge-

                                                 
7 Fälle, in denen die EU eine Rolle spielen könnte, tatsächlich aber in der Berichterstattung nicht erwähnt 
wird, können wir durch die Stichwortsuche nicht erfassen. Das Stichwort EU taucht in diesen Fällen 
gerade nicht auf. 
8 Richtlinien werden bei der EU von der Kommission vorgeschlagen und – je nach Politikbereich in 
unterschiedlichen Verfahren – von Ministerrat und Europaparlament beschlossen. Die Richtlinien legen 
allerdings nur Ziele fest. Sie müssen von den nationalen Regierungen in nationales Recht umgesetzt 
werden und diese Umsetzung ist wiederum an die EU-Kommission zu melden. Zu den Verfahren vgl. 
etwa Nugent (1999: 358ff.). 
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wählten Richtlinien in nationales Recht umgesetzt werden, soll in Hinblick auf die 

Attributionsfrage untersucht werden.9 

Nach diesem Verfahren wollen wir in beiden Ländern die Berichterstattung zur Umset-

zung von etwa 30 Richtlinien (drei pro Untersuchungsjahr) untersuchen. Gegebenen-

falls wird auch hier noch eine weitere Reduktion der Zahl von analysieren Artikeln 

durch eine Stichprobe erforderlich sein.  

Insgesamt wollen wir durch die zwei Zugänge eine Zahl von ca. 5.000 aussagekräftigen 

Artikeln auswählen und kodieren. Dies entspricht 125 Artikeln pro Jahr in jeder Zei-

tung. Diese Zahl ist nötig, um die verschiedenen Untersuchungsdimensionen mit unse-

ren Daten untersuchen zu können. 

3.3.3 Systematische Inhaltsanalyse 

Die entsprechend der oben beschriebenen Zugänge erhobenen Zeitungsartikel werden 

einer systematischen Inhaltsanalyse unterzogen. Die Kodierung erfolgt auf drei Ebenen: 

Zum einen dient der Artikel selbst als Codiereinheit, zum anderen die verschiedenen 

Aussagen von Sprechern innerhalb eines Artikels, zum dritten die innerhalb einer Aus-

sage geäußerten Attributionen von Verantwortlichkeit. 

a) Auf der Ebene des Artikels werden einige mehrfach erprobte Variablen aus Inhalts-

analysen von Presseerzeugnissen erhoben. Dazu gehören beispielsweise die Variablen 

„Stilform“, „Anlass der Berichterstattung“ und „Thema“. Mit der Variable „Stilform“ 

erheben wir das Spektrum an Artikelgenres, das von einer kurzen Meldung über einen 

Bericht bis hin zu einem Leitartikel reicht. Mit der Variable „Anlass der Berichterstat-

tung“ wird der formale Anlass ermittelt, der den Journalisten zum Verfassen eines Arti-

kels motiviert hat. Die Variable „Thema“ schließlich erfasst das zentrale Thema des 

Artikels. Auf diese Weise lässt sich ermitteln, in welchen Zusammenhängen die Be-

richterstattung zur EU bzw. zu Gesetzgebung mit EU-Bezug steht.  

b) Zentraler aber ist die Kodierung auf der Ebene von Aussagen. Seit ca. 15 Jahren hat 

es sich in der systematischen Inhaltsanalyse von massenmedialen Texten durchgesetzt, 

                                                 
9 Die Identifikation der entsprechenden nationalen Gesetze, die zur Umsetzung von EU-Richtlinien 
erlassen werden, ist möglich durch entsprechende Zusammenstellungen in den „Jahresberichten über die 
Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts“ (Europäische Kommission 2001a und weitere 
Jahrgänge) sowie die Verwendung der CELEX-Datenbank, auf die wir beim Europäischen Dokumenta-
tionszentrum Leipzig Zugriff haben. 
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die Artikelcodierung um eine Codierung auf der Ebene von Aussagen zu ergänzen (vgl. 

z.B. Kepplinger 1988; Früh 1989; Weiß 1989; Voltmer 1994; Koopmans und Statham 

1999;  zusammenfassend Gerhards 2003). Die Begründung für diese Erweiterung ist 

einfach und plausibel: Innerhalb eines Zeitungsartikels kommen über indirekte oder di-

rekte Zitate in der Regel mehrere (extramediale) Akteure zu Wort, die mit ihren Aussa-

gen Einfluss auf die öffentliche Diskussion nehmen. Eine Codierung ausschließlich auf 

der Artikelebene wird der Tatsache, dass sich innerhalb eines Artikels verschiedene 

Akteure mit unterschiedlichen Aussagen verbergen, nicht gerecht. Codiereinheiten auf 

der Analyse-Ebene Aussage sollen daher einzelne im Artikeltext als codierrelevant 

identifizierbare verbale Äußerungen von Akteuren sein, die im Artikel zu Wort kom-

men. Das Definitionskriterium für eine Aussage wird dabei formal definiert, als ein 

Akteur, der entweder wörtlich (d.h. in Anführungszeichen) oder in der indirekten Rede 

(d.h. im Konjunktiv) zu Wort kommt. Zusätzlich wird der Journalist als Aussageträger 

codiert, wenn er nicht als Vermittler („Chronist“) von Aussagen extramedialer Akteure, 

sondern als eigenständiger Sprecher auftritt. 

c) Mit einer Aussage können Sprecher eine oder mehrere Deutungen eines Themas und 

in diesem Zusammenhang auch Verantwortungszuschreibungen formulieren. Im dritten 

Schritt codieren wir für jeden Akteur, der im Artikel direkt oder indirekt zu Wort 

kommt, die Attribution von Verantwortung an andere Akteure, beispielsweise die natio-

nale Regierung, die EU-Kommission, die EU allgemein oder Wirtschaftsunternehmen. 

Zusätzlich wird festgehalten, ob diese Attribution positiv oder negativ konnotiert ist, ob 

also aus Sicht des Sprechers ein Erfolg oder ein Misserfolg attribuiert wird. 

Die Inhaltsanalyse besteht also aus einer Codierung auf drei Ebenen: der Artikel als Co-

diereinheit, Aussagen von Sprechern innerhalb eines Artikels als Codiereinheit und 

Attributionen innerhalb einer Aussage eines Sprechers als Codiereinheit. Wenn wir auf 

Basis unserer obigen Überlegungen von 5.000 Artikeln ausgehen, die in die Untersu-

chung eingehen, dann werden sich in diesen Artikeln etwa 20.000 Aussagen von Spre-

chern mit ca. 24.000 unterschiedlichen Attributionen verbergen.10  

Der aus der Inhaltsanalyse gewonnene Datensatz dient in der Folge einer statistischen 

Auswertung, deren Ziel es ist, die Attributionsmuster zu untersuchen. Die Analyse der 

                                                 
10 Diese Kalkulation des Umfangs der Inhaltsanalyse basiert auf Vorrecherchen sowie Erfahrungen des 
Antragstellers mit einem komparativen Projekt zur Rekonstruktion der öffentlichen Debatten über 
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Attributionen von Erfolgen und Misserfolgen erlaubt im Zusammenhang mit den jewei-

ligen Sprechern eine Überprüfung der oben  formulierten Hypothesen. 

3.3.4 Leitfadeninterviews 

Zusätzlich zu der Inhaltsanalyse wollen wir Leitfadeninterviews mit den Journalisten 

der untersuchten Zeitungen, ihren Korrespondenten in Brüssel und Vertretern der EU-

Kommission im Bereich Öffentlichkeitsarbeit durchführen. Diese Interviews sollen 

nach einer ersten Auswertung der Inhaltsanalyse erfolgen. Mit den Interviews wollen 

wir Hintergrundinformationen über die Strategien der Medien in der Darstellung euro-

päischer Themen eruieren, die Einschätzung der Journalisten der Professionalität der 

Öffentlichkeitsarbeit der verschiedenen kollektiven Akteure rekonstruieren und auch 

unsere Befunde durch die Experten validieren lassen. Die Leitfadeninterviews erbringen 

für die Interpretation der inhaltsanalytisch gewonnenen Daten wichtiges Hintergrund-

material und können mögliche Fehlinterpretationen verhindern. In dieser Funktion ha-

ben sie sich auch in anderen Studien bewährt (Ferree et al. 2002).   

3.3.5 Arbeitsschritte  

Das Projekt umfasst im wesentlichen fünf Schritte, die sich zum Teil überschneiden 

können: die Erhebung der zu analysierenden Zeitungsartikel, die Erarbeitung eines de-

taillierten Codebuchs, die Codierung selbst, das Führen von Leitfadeninterviews und 

schließlich die statistische Auswertung zur Prüfung unserer Hypothesen. 

3.3.5.1 Erhebung der zu analysierenden Zeitungsartikel 

Die Auswahl und Beschaffung der zu analysierenden Zeitungsartikel ist, je nach Art des 

Zugangs, unterschiedlich aufwendig. Die Stichwortrecherche (Routineberichterstattung 

über die Kommission) ist aufgrund der Verfügbarkeit von CD-ROMs bzw. der Zugäng-

lichkeit über das Internet vergleichsweise einfach. 

Aufwendiger dagegen ist die Auswahl der Artikel, in denen über EU-Richtlinien und 

deren Umsetzung berichtet wird. Hierzu muss die Literatur zu Politikbereichen der EU 

durchgesehen und Experten befragt werden, um Themen zu identifizieren, die unseren 

                                                                                                                                               
Abtreibung in Deutschland und den USA sowie einem laufenden Projekt zur Analyse der medialen 
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Kriterien gerecht werden (vgl. 3.3.2). Nach der Identifikation von EU-Richtlinien muss 

im EU-Dokumentationszentrum Leipzig die entsprechende deutsche und britische Ge-

setzgebung festgestellt und deren Diskussion im Bundestag bzw. House of Commons 

recherchiert werden. Dies ist der Vorlauf für die Bestimmung von Zeitfenstern, in denen 

wir eine Berichterstattung zur entsprechenden Gesetzgebung erwarten. Für die Auswahl 

der Artikel selbst ist eine Durchsicht der entsprechenden Zeitungen erforderlich.  

3.3.5.2 Entwicklung des Codebuchs und Schulung 

Aufgrund der theoretischen Steuerung des Projekts sind die zentralen Variablen für die 

Inhaltsanalyse bereits vorgegeben. Das Codebuch muss im Detail die Anweisungen zur 

Codierung angeben und sorgfältig am deutschsprachigen und englischsprachigen Mate-

rial getestet werden. Dabei bedeutet der Ländervergleich einen zusätzlichen Aufwand. 

Dazu gibt es erste Vorarbeiten. 

Anhand des überarbeiteten Codebuchs sollen dann die studentischen Codierer geschult 

werden. Eine intensive Schulung ist zentral für das Gelingen des Projekts. Nach Erfah-

rungen aus anderen Projekten gehen wir von einem Schulungszeitraum von 2 Wochen á 

40 Stunden also 80 Stunden aus (dies entspricht bei Verträgen von 10 Stunden/pro Wo-

che ca. zwei Monaten). Die Codierer müssen zweisprachig sein, bzw. länger in Groß-

britannien oder USA studiert haben. Erfahrungen in dem gerade laufenden Projekt über 

„Mediale Diskurse über Humangenomforschung“ zeigen aber, dass man diese Codierer 

findet. 

3.3.5.3 Codierung 

Die eigentliche Codierung der Artikel wird den Hauptaufwand des Projekts ausmachen. 

Unsere Kalkulationen gehen von einer Codierdauer von durchschnittlich 30 Minuten 

pro Artikel aus, wobei man bedenken muss, dass sich in einem Artikel mehrere 

Aussagen befinden und die Codierung von Attributionen recht kompliziert ist. 

Insgesamt ergeben sich so ca. 2.500 Arbeitsstunden. Die Codierung soll überwiegend 

von den studentischen Hilfskräften geleistet werden.  

                                                                                                                                               
Diskurse über Humangenomforschung (vgl. 2.2). 
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3.3.5.4 Leitfadeninterviews 

Sobald ein größerer Teil der Ergebnisse aus der systematischen Inhaltsanalyse vorliegt, 

werden die Interviews mit Journalisten und Öffentlichkeitsarbeitern durchgeführt. Dazu 

sind Interviewreisen zu den Redaktionen der untersuchten Zeitungen in München (Süd-

deutsche Zeitung), Frankfurt/M. (Frankfurter Allgemeine Zeitung) und London (Times, 

Guardian) vorgesehen. Zusätzlich sollen die Brüsseler Korrespondenten der Zeitungen 

und Mitarbeiter der EU-Kommission aus dem Bereich Öffentlichkeitsarbeit befragt 

werden. 

3.3.5.5 Auswertung 

Entsprechend der oben formulierten Hypothesen werden die erhobenen Variablen sta-

tistisch ausgewertet. Dies soll sowohl, wie oben erläutert, für das Material insgesamt 

geschehen, wie auch gegebenenfalls differenziert nach Untergruppen der Artikel, etwa 

Art der Artikelauswahl, Politikfelder, das Zeitfenster der deutschen Präsidentschaft etc. 

Zusätzlich fließen die Ergebnisse der Leitfadeninterviews in die Interpretation ein. 

3.3.6 Zeitplan 

 

Zeitrahmen Arbeitsprogramm/-vorhaben 

Phase 1: 
6 Monate 

1. Umfassende Literaturrecherche zu den Politikfeldern die ausgewählt 
werden sollen (kontroverse Richtlinien).  

2. Experteninterviews mit Blick auf kontroverse Richtlinien.  
3. Recherche der auf EU-Richtlinien bezogenen Gesetzgebung und Identi-

fikation der entsprechenden Berichterstattung 

Phase 2:  
6 Monate 

1. Identifikation der Zeitungsartikel  
2. Entwicklung des Codebuchs 
3. Pretests und Revision des Codebuchs 
4. Schulung der Coder 

Phase 3:  
12 Monate 

1. Codierung der deutschen und englischen Artikel 
2. Datenbereinigung und Beginn der Datenauswertung 
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Phase 4: 1. Analyse der Daten 
2. Durchführung der Leitfadeninterviews in München, Frankfurt/M., 

London und Brüssel. 

Phase 5: 
6 Monate 

1. Datenauswertung und Dateninterpretation 
2. Verfassen des Projektabschlussberichts 
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